Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5645 


26. 09. 96 


Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/4587, 13/4718, 13/5606 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - AAÜG-ÄndG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch" wird 
wie folgt geändert: 

1. Die bisherige Änderung wird Nummer 3. 

2. Als Nummern 1 und 2 werden vorangestellt: 

, 1 . § 256 a wird wie folgt geändert: 

An Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Angehörige der Altersversorgung der Intelligenz an 
pädagogischen Einrichtungen (vgl. AAÜG, Anlage l r 
Nr. 18) ist der Verdienst abweichend von Satz 1 und 2 mit 
dem Wert der Anlage 10 a zu vervielfältigen. 

2. In § 259 c werden nach den Worten „Zustimmung des Bun- 
desrates" eingefügt die Worte „die Werte der Anlage 10a 
sowie".' 

3. Als Nummer 4 wird angefügt: 

,4. Nach Anlage 10 ist eine Anlage 10a mit folgender Über- 
schrift einzufügen: 

„Werte zur Umrechnung der Beitragsbemessungsgrundla- 
gen für Angehörige der zusätzlichen Versorgung der 
Pädagogen in Einrichtungen der Volks- und Berufsbil- 
dung". Der Bundesminister fügt die Werte von 1945 bis 
1990 über den Verordnungsweg ein.' 

Bonn, den 26. September 1996 


Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Die Personengruppen, die in der DDR der Altersversorgung der 
pädagogischen Intelligenz zugeordnet waren, wie Lehrerinnen 
und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher, Kindergärtnerinnen und 
Kindergärtner, sind mit der Bewertung nach dem früheren Brutto- 
verdienst benachteiligt. Dieser Personenkreis hatte durch gerin- 
gere Sozialabgaben und erhebliche Steuerbefreiungen eine an- 
dere Relation von Brutto- zu Nettoeinkommen als alle übrigen 
Beschäftigungsgruppen. Wenn die Rente an die Lebensarbeitslei- 
stung anknüpfen soll, führt demnach die formale Anwendung des 
Bruttolohnprinzips zu sozial benachteiligenden, nicht gerechtfer- 
tigten Ergebnissen. Mit Umrechnungswerten soll daher eine fikti- 
ve Annäherung des Nettoeinkommens dieser Beschäftigten an das 
Bruttoeinkommen vergleichbarer Beschäftigungsgruppen erreicht 
werden. Der erforderliche Ausgleich kann bis zu 0,15 Entgelt- 
punkten im Jahr betragen. 

Eine derartige Aufwertung des in der DDR erzielten Bruttoein- 
kommens aufgrund einer vom Normalzustand abweichenden Brut- 
to-Netto-Relation ist im bundesdeutschen Rentenrecht nicht un- 
möglich. Für Beschäftigte der Deutschen Reichsbahn mit Wohnsitz 
in Berlin (West) wurde in § 256 a SGB VI eine Ermittlung der Ent- 
geltpunkte nach den Tabellenwerten des Fremdrentengesetzes 
vorübergehend geschaffen und jetzt weitergeführt, weil das Net- 
to dieser Beschäftigten zu DDR-Zeiten zwar dem Arbeitsentgelt 
von vergleichbaren Beschäftigten im Bundesgebiet entsprach, das 
Brutto jedoch wegen der geringeren Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträge der DDR niedriger angesetzt war (vgl. „Gesetz zur 
Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Ge- 
setze' 1 , Drucksache 13/2590 vom 11. Oktober 1995, S. 28) 

Sollte eine Zusatzversorgung in Anlehnung an die des öffentlichen 
Dienstes für Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher 
sowie Kindergärtnerinnen und Kindergärtner eingeführt werden, 
könnte eine solche gesonderte Bewertung eventuell entfallen. 


Druck: Thenee Druck, 531 1 3 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



